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bvvp Schnellinfo: Abwertung der psychotherapeutischen Leistungen um 4,5 Prozent wurde 
von Landessozialgericht ausgesetzt  

 Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

inmitten des derzeitigen Elends gibt es eine sehr erfreuliche Nachricht: Das Landessozialgericht 
Brandenburg (LSG) hat in einem Eilbeschluss die sofortige Vollziehung des aus unserer Sicht 
vollkommen inakzeptablen letzten Beschluss des Erweiterten Bewertungsausschusses zur 
Überprüfung unserer "angemessenen" Vergütung ausgesetzt. Der Ausschuss hatte im März 
bekanntermaßen eine Abwertung der psychotherapeutischen Leistungen um 4,5 Prozent ab 
dem 1. April beschlossen und aus vermeintlich öffentlichem Interesse damals außerdem den 
sofortigen Vollzug angeordnet. 

Daraufhin hatte die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) Klage beim LSG eingereicht und 
auch um Aussetzung des Sofortvollzugs gebeten. Dem wurde nun stattgegeben! Der Grund: Das 
Gericht konnte weder der Notwendigkeit des Sofortvollzugs, noch der angewandten 
Berechnungssystematik folgen. 

Das bedeutet, dass die bis zum 1. April geltenden Bewertungen der betroffenen Leistungen 
(genehmigungspflichtige Psychotherapie, Psychotherapeutische Sprechstunden, 
Akutbehandlungen und die Gruppenpsychotherapeutischen Grundversorgung) wieder 
eingesetzt werden. Die Einzelsitzung wird somit wieder mit 941 Punkte bewertet und erbringt 
wie im ersten Quartal 119,89 Euro. 

In der eigentlichen Sache ist dabei allerdings noch nicht entschieden. Das Landessozialgericht 
oder auch das Bundessozialgericht als nächste und höchste Instanz können also immer noch 
entscheiden, dass die Abwertung rechtens ist.  

Aber die Psychotherapeut*innen müssen bei dieser unklaren Rechtslage nicht in Vorleistung 
gehen, allerdings gegebenenfalls nachzahlen, wenn das Gericht die Rechtslage tatsächlich so 
einschätzen sollte wie der Erweiterte Bewertungsausschuss. Dafür müssen die 
Kassenärztlichen Vereinigungen nur die Honorarbescheide, die ab dem Quartal II/26 
ergehen, unter entsprechende Vorbehalte stellen.  

Von dieser Entwicklung gehen wir aber nicht aus, denn die Argumentation in der Klageschrift der 
KBV, der das LSG gefolgt ist, nämlich dass der erweiterte Bewertungsausschuss bei der 
Überprüfung eine fehlerhafte Systematik auf Basis einer zweifelhaften Datengrundlage 
angewandt hat, ist überzeugend!  

Wir freuen uns sehr für Sie alle in den Praxen! Und wir halten Sie wie immer auf dem Laufenden. 

Ihr bvvp Bundesvorstand 

 


